
Links-progressive Gleichstel-
lungspolitiker und -politikerin-
nen nennen sie die «heilige Drei-
faltigkeit» der Gleichstellungs-
politik:
— Die Einführung der Individu-
albesteuerung
— Eine echte Elternzeit
— Die flächendeckende Finan-
zierung von Kitas

Element 1 dieser nur halbhei-
ligen Trinität könnte schon am
nächsten Sonntag Realität wer-
den.Allerdings nurvielleicht, im
Moment ist das Abstimmungs-
rennen too close to call, es kann
noch auf beide Seiten kippen.

Bei Element 2, der Eltern-
zeit, sind mögliche Ergebnisse
noch etwas weiter weg. Gegen-
wärtig befindet sich die Schweiz
ziemlich amSchluss der europäi-
schen Staaten,was die Familien-
zeit nach einer Kindsgeburt an-
geht.Mütter in derSchweiz haben
Anspruch auf einen 14-wöchigen
Mutterschaftsurlaub,dieVäterauf
zwei Wochen (hart erkämpfte
zweiWochen). ImGegensatz dazu
geben EU-Staaten ihrenMüttern
im Schnitt 66 Wochen frei nach
einer Geburt, der OECD-Durch-
schnitt liegt bei 52Wochen.

Derzeit läuft eineUnterschrif-
tensammlung für eineVolksiniti-
ative, die das ändernmöchte. Ini-
tiiert wurde die Familienzeit-In-
itiative (je 18 Wochen für Mutter
und Vater) von diversen Frauen-
verbänden, den Grünen, der GLP
unddenMitte-Frauen.Zeit fürdie
Unterschriftensammlung haben
sie noch bis im Oktober.

Was die SPmit ihrer
Volksinitiative erreichenwill
Und damit zu Element 3, der
flächendeckenden und (je nach
politischem Standpunkt) mög-
lichst grosszügigen Finanzie-
rung von Kitas in der Schweiz.
In vielen Kantonen gibt es heu-
te schon subventionierte Betreu-
ungsplätze,dieUnterschiede sind
allerdings beträchtlich. Beson-
ders krass sind sie bei den tiefs-
ten Einkommen,wie eine Studie
der Credit Suisse vor fünf Jahren
feststellte:WährendGenferEltern
aus der tiefsten Einkommens-
klasseMindestkostenvon 5Fran-
ken pro Tag bezahlen, sind es im
Kanton Schwyz rund 85 Fran-
ken pro Tag.

Was es bis heute noch nicht
gibt, ist eine Bundeslösung für
die Finanzierung von Kita-Plät-
zen. Das will die SP mit einer
Volksinitiative ändern: Neu sol-
len Eltern höchstens 10 Pro-
zent ihres Einkommens für die
Betreuungsplätze ihrer Kinder
ausgeben, unabhängig von ih-

remWohnort undwährend einer
recht langen Zeit: Gelten würde
die Finanzierungvon Kindern ab
demAltervon 3Monaten bis zum
Ende der Grundschulzeit.

Im vergangenen Dezember
hat das Parlament einen Gegen-
vorschlag zur Initiative beschlos-
sen.Der gehtwenigerweit als die
Idee der SP. Statt ein prozentua-
ler Anteil des Einkommens ist
ein konkreter Betrag vorgese-
hen. Eltern von bis zu 8-jähri-
gen Kindern sollen einen Beitrag
von mindestens 100 und höchs-
tens 500 Franken im Monat er-
halten,wenn ihre Kinder fremd-
betreut werden.

«Der Gegenvorschlag
ist der realistischereWeg»
In Kraft treten kann diese Bun-
deslösung erst, wenn die SP ihre
Volksinitiative zurückzieht –was
nungeschieht,zumindestbedingt.
«Natürlich wäre unsere Initiati-
ve besser gewesen. Aber der Ge-
genvorschlag ist der realistische-
reWeg»,sagt SP-Co-PräsidentCé-
dric Wermuth. «Wir werden nun
zumerstenMal auf Bundesebene
ein Gesetz zur Kita-Finanzierung
haben. Sozialpolitisch ist das ein
historischer Schritt.»

Dass die SP ihren Entscheid
gerade jetzt bekannt gibt, ist kein
Zufall. Geradeweil die Sozialde-
mokraten Individualbesteuerung
und Kita-Finanzierung zusam-
mendenken, wünschen sie sich
Unterstützung aus der bürgerli-
chen Mitte, namentlich von der
FDP, die ebenfalls für die Indivi-
dualbesteuerung kämpft. Besser
gesagt: Siewünschen sich bei der
Kita-Finanzierung keinenWider-
stand von dieser Seite.

Erst mit dem Rückzug der SP
beginnt nun die Referendums-
frist zum neuen Bundesgesetz
zu laufen.Aus Reihen der FDP ist
keinReferendumzu erwarten (so
viel Unterstützung ist offenbar).
Eine Abstimmung ist allerdings
trotzdem realistisch. Gewerbe-
verbandundArbeitgeberverband
überlegen sich dem Vernehmen
nach ein Referendum. Aus die-
semGrund zieht die SP ihre Initi-
ative nurbedingt zurück.Sollte es
bei einer allfälligenAbstimmung
(wohl im November dieses Jah-
res) zu einemNeinkommen,wür-
de es danach noch eine Abstim-
mungüberdieVolksinitiative ge-
ben.Bei einem Ja könnte das neue
Bundesgesetz eingeführtwerden
– und Eltern erhielten wohl frü-
hestens ab 2027 einen Bundes-
beitrag für die Fremdbetreuung
ihrer Kinder.
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SP zieht Kita-Initiative
zurück – und hofft auf FDP
Nationale Betreuungslage Ab nächstem Jahr
sollen Eltern pro Kind und Betreuungstag
100 Franken imMonat erhalten.
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